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Vorwort 
 

EU im Modus der Krisenüber-
windung und mit Fokus auf 
Nachhaltigkeit  

 
 
Die Corona-Pandemie hat viele Pläne in der Politik 
durcheinandergewirbelt. Die neue EU-Kommission 
unter Ursula von der Leyen hatte sich die Nachhal-
tigkeit zum Topthema gemacht. Das Ziel: Europa 
soll bis 2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent 
werden. Davon ist die Kommission zwar nicht abge-
rückt, doch Corona hat die politische Agenda für 
längere Zeit überlagert. Die Effekte werden noch bis 
2021 anhalten. 
 
Die Krisenfestigkeit unserer Wirtschaft aber auch 
unserer Gesundheitssysteme in Europa stehen im 
Mittelpunkt der Diskussion. Die notwendigen Ein-
schnitte in vielen Staaten zur Eindämmung der Pan-
demie haben die Wirtschaft in einem kaum bekann-
ten Maß gebremst. Dabei sind einige Staaten mit 
hoher staatlicher Verschuldung und Schwächen im 
Gesundheitssystem besonders hart getroffen.  
 
Um den EU-Staaten bei der Krisenüberwindung zu 
helfen, legte die EU-Kommission einen „Wiederauf-
bauplan“ vor, der zunächst auf heftige Kritik stieß. 
Doch am Ende wurde eine Einigung erzielt: 750 Mil-

liarden Euro umfasst der Aufbauplan – 390 Milliar-
den Euro an Zuschüssen sowie 360 Milliarden Euro 
an Krediten.  
 
Damit hat die EU nach schwierigen Verhandlungen 
ihre Handlungsfähigkeit bewiesen. Das ist ein gutes 
Signal für Europa. Wichtig war dabei aber auch die 
Initiative der „sparsamen Fünf“, die eine Begrenzung 
der Zuschüsse bei den Coronahilfen bewirkt haben 
und auch, dass die Bindung der Hilfen an Reformen 
nun wirksamer kontrolliert wird. Denn wichtig 
bleibt, dass in den Mitgliedsstaaten notwendige Re-
formen in Gang gesetzt werden. 
 
Trotz der Corona-Pandemie ist das Thema Nachhal-
tigkeit weiter ganz oben auf der Agenda der euro-
päischen Politik. In ihrer Rede zur „Lage der Union 
2020“ hat Kommissionspräsidentin von der Leyen 
sogar eine Verschärfung der europäischen Klima-
ziele bis 2030 angekündigt. Der BVR unterstützt 
den klimapolitischen Fokus der Kommission ange-
sichts der fortschreitenden Erderwärmung.  
 
Damit wir den Wohlstand in Europa auch mit weiter 
sinkenden CO2-Emissionen erhalten, müssen wirt-
schaftspolitisch die richtigen Weichen gestellt wer-
den. Eine Stärkung der Wachstumskräfte sollte da-
bei im Mittelpunkt stehen. Leistungsfähige Unter-
nehmen in einem lebendigen Wettbewerb sind nö-
tig, damit die klimapolitisch notwendigen Innovati-
onen und Investitionen getätigt werden können.  
 
Angesichts der hohen Investitionen bei der Trans-
formation, ist ein leistungsfähiger Finanzsektor von 
zentraler Bedeutung. Mit unseren sieben Positionen 
zur europäischen Wirtschaftspolitik wollen wir einen 
Beitrag zur Debatte leisten.

 

 

 

 

 

 

 
 

 
Marija Kolak 
Präsidentin  

Gerhard Hofmann 
Mitglied des Vorstands  

Dr. Andreas Martin 
Mitglied des Vorstands 
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Wirtschaft der Zukunft:  
krisenfest und nachhaltig  
 
 
Mit dem Beginn der Coronapandemie haben sich 
die Prioritäten der Wirtschaftspolitik verschoben. 
War die neue EU-Kommission unter Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen im Dezember mit 
dem Hauptaugenmerk auf das Thema Nachhaltig-
keit gestartet, steht seit Beginn dieses Jahres zu-
nächst die Bewältigung der Coronakrise und ihrer 
wirtschaftlichen Folgen im Mittelpunkt der Arbeit.  
 
Der im Juli beschlossene EU-Aufbauplan „Next Ge-
neration EU“ stellt ein wichtiges Instrument zur Un-
terstützung der konjunkturellen Erholung und zur 
Stärkung der Wachstumskräfte dar. Die Regelungen 
zur Notfallhilfe und zur Finanzierung der EU werden 
durch die Schuldenfinanzierung des Hilfspakets und 
die weit über unmittelbare Notfallhilfe hinausge-
hende Mittelverwendung allerdings sehr weit ge-
dehnt. EU-Transfers in die Mitgliedsstaaten und die 
Finanzierung der Gemeinschaft über Schulden sind 
nur in extremen Notfällen vorstellbar und dürfen 
nicht zum neuen Standard werden.  
 
Bei der Umsetzung des EU-Aufbauplans muss eine 
streng zielorientierte Mittelverwendung sicherge-
stellt werden. Innovation und Wachstum sind so-
wohl erforderlich, um wieder auf einen nachhalti-
gen Wachstumspfad zurückzukehren, als auch, um 
den Herausforderungen der Digitalisierung und des 
Klimawandels effektiv begegnen zu können. Dar-
über hinaus hat die Coronakrise vor Augen geführt, 
wie wichtig solide Staatsfinanzen für eine hand-
lungsfähige Finanzpolitik gerade in außergewöhnli-
chen Situationen sind. Die anstehende Überarbei-
tung des inzwischen übermäßig komplexen und 
dehnbaren Stabilitäts- und Wachstumspakts wird 
sich daran messen lassen müssen, ob sie die Verbind-
lichkeit der Regeln auch in der Praxis erhöht. 
 
Die hohe Bedeutung des Klimaschutzes und der 
Nachhaltigkeit hat nicht nachgelassen. Die EU-
Kommission verfolgt das Ziel, die Europäische Union 
bis 2050 zum ersten klimaneutralen Wirtschafts-
raum der Welt zu machen. 
 
 

1. Next Generation EU – Notfallhilfe darf nicht 
zur neuen Normalität werden 

 
Der im Juli von den Staats- und Regierungschefs der 
EU beschlossene EU-Aufbauplan „Next-Generation-
EU“ ist ein 750 Milliarden Euro schweres Programm, 
das die Union im Zuge der Coronapandemie und ih-
rer wirtschaftlichen Folgen wieder auf den Weg zu 
einer nachhaltigen und robusten Erholung führen 
soll. Private und öffentliche Investitionen sollen an-
gestoßen, Arbeitsplätze geschaffen, unmittelbare 
Schäden der Pandemie beseitigt sowie die grüne 
und die digitale Wende vorangebracht werden.  
 
Der EU-Aufbauplan ist ein geeignetes Mittel, um die 
wirtschaftliche Erholung zu unterstützen. Ange-
sichts der außergewöhnlichen wirtschaftlichen Her-
ausforderungen, die mit der Bewältigung der 
Corona-Folgen verbunden sind, ist ein solidarisches 
Handeln der EU gerechtfertigt. Er gründet sich auf 
dem „Notfallparagraphen“ des Lissabonner Ver-
trags (Artikel 122 AEUV), der finanziellen Beistand 
bei außergewöhnlichen Ereignissen ermöglicht. Die-
ser Paragraph wird allerdings sehr weit gedehnt. Die 
Leistungen sind nur zum Teil unmittelbar der Krisen-
bewältigung zuzurechnen und die Verteilung der 
Mittel auf die Mitgliedsstaaten ist auch nur einge-
schränkt an die Krisenbetroffenheit gekoppelt.  
 
Zur Finanzierung wird die Europäische Kommission 
im Namen der EU an den Finanzmärkten Mittel auf-
nehmen. Eine Schuldenaufnahme der EU in diesem 
Umfang hat es bislang noch nie gegeben. Normaler-
weise finanziert sich die EU überwiegend aus Eigen-
mitteln (Art. 311 AEUV), die sie direkt von den Mit-
gliedsstaaten erhält. Ein Großteil der Mittel des EU-
Aufbauplans wird in Form von Transfers an die Mit-
gliedsstaaten weitergegeben. Das hat es in diesem 
Umfang noch nie gegeben. Der Zeitraum für die 
vollständige Tilgung der Schulden bis zum Jahr 2058 
ist mit Blick auf die voraussichtliche Dauer der Belas-
tungen durch die Pandemie sehr großzügig bemes-
sen. Insgesamt ist auch bei der Schuldenfinanzie-
rung nicht sicher, ob die Regelungen noch mit dem 
EU-Recht vereinbar sind. 
 
Die Schuldenaufnahme und das fiskalische Handeln 
der EU ist nur in der extremen Ausnahmesituation 
der Coronapandemie gerechtfertigt. In normalen 
Zeiten würde es eindeutig im Widerspruch zu den 
europäischen Verträgen stehen. Der EU-Aufbauplan 
kann daher nicht der oft angesprochene „Hamilton-
Moment“ sein, der eine neue Rolle der EU als Zent-
ralstaat definiert, wenn nicht gleichzeitig umfang-
reiche Kompetenzen von den Nationalstaaten zur 
EU verlagert und die Europäischen Verträge ent-
sprechend angepasst werden. 
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2. Wachstumskräfte stärken –  
Mitgliedsstaaten sind gefordert 

 
Die schwere Rezession infolge der Coronapandemie 
kann am besten überwunden werden, wenn zu-
sätzlich zu den konjunkturpolitischen Maßnahmen, 
die auf die Ankurbelung der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage abzielen, auch gezielt die Wachstums-
kräfte in den Mitgliedsstaaten gestärkt werden. Zu 
diesem Zweck stellt der EU-Aufbauplan den Mit-
gliedsstaaten Finanzmittel in beträchtlichem Um-
fang zur Verfügung.  
 
Richtig war die Entscheidung der europäischen 
Staats- und Regierungschefs, die Vergabe der Gel-
der an Auflagen zu knüpfen. Denn die Bereitstel-
lung von EU-Mitteln für die nationale Wirtschaftspo-
litik entspricht nicht der in den europäischen Verträ-
gen festgeschriebenen Aufgabenteilung, nach der 
die Mitgliedsstaaten über eine weitreichende Auto-
nomie im Bereich der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
verfügen, aber auch die Finanzierung aus eigenen 
Mitteln zu leisten haben. In der Sondersituation der 
Coronakrise lässt sich ein Engagement der EU zwar 
grundsätzlich rechtfertigen. Es muss aber mit einer 
strengen Überprüfung der von den Mitgliedsstaa-
ten vorzulegenden Aufbau- und Resilienzpläne 
durch die Kommission und den Rat, der ein Veto-
recht besitzt, begleitet werden.  
 
Letztlich liegt der Ball im Feld der Mitgliedsstaaten 
bei der Stärkung ihrer Wirtschaft. In den vergange-
nen Jahren blieb das Wachstum deutlich hinter den 
Möglichkeiten. Im Vergleich hat die US-Wirtschaft 
seit dem Jahr 1999 pro Kopf preisbereinigt um 29 
Prozent, der Euroraum hingegen nur insgesamt um 
22 Prozent zugelegt. Schlusslicht Italien ist im glei-
chen Zeitraum nur um 2 Prozent gewachsen.  
 
Innovation und Wachstum sind nicht nur nötig, da-
mit Einkommen und Beschäftigung steigen, son-
dern auch, um den Herausforderungen der Digitali-
sierung und des Klimawandels effektiv begegnen zu 
können. Zu einem nachhaltigen Wirtschaftswachs-
tum tragen viele Handlungsfelder bei: von der Qua-
lität des Bildungssystems über eine leistungsfähige 
Infrastruktur, richtig gesetzten Anreizen im Steuer-
system bis hin zu flexiblen Märkten mit Aufstiegs-
chancen für junge, hochproduktive Unternehmen. 
In der Coronakrise hat sich darüber hinaus gezeigt, 
welche hohe Bedeutung einem effizienten Gesund-
heitssystem zukommt. 
 
In Deutschland stehen eine Stärkung der Investiti-
onsanreize durch eine Senkung der Unternehmens-
besteuerung, mehr staatliche Investitionen in die 

Infrastruktur – insbesondere im Bereich Verkehr, di-
gitale Netze und Klimaschutz – sowie ein deutlicher 
Bürokratieabbau ganz oben im Pflichtenheft der 
Bundesregierung. Eine große Schwachstelle ist auch 
das Hinterherhinken beim E-Government, also dem 
digitalen Angebot staatlicher Dienstleistungen. 
 
 
 

3. Finanzpolitik – Fiskalregeln wirksam  
durchsetzen 

 
Die Coronakrise hat gezeigt, wie wichtig solide 
Staatsfinanzen sind, damit die Finanzpolitik auch in 
außergewöhnlichen Situationen über die nötige 
Handlungsfähigkeit verfügt. Hätten alle EU-
Mitgliedsstaaten die in den europäischen Verträgen 
festgeschriebenen Fiskalregeln eingehalten, wäre 
der EU-Aufbauplan als Ausdruck der europäischen 
Solidarität nicht nötig gewesen. Daher muss die 
Coronakrise ein Weckruf an die Staaten sein, die in 
den vergangenen Jahren zu wenig getan haben, um 
ihre Staatsfinanzen zu konsolidieren.  
 
Doch solide Staatsfinanzen sind nicht nur für die 
Mitgliedsstaaten selbst, sondern auch für die Wäh-
rungsunion als Ganzes essenziell. Seit der Euro-Ein-
führung 1999 wurden die Grenzen für die öffentli-
chen Defizite von einigen Mitgliedsstaaten über 
lange Zeiträume überschritten und Länder mit ho-
hen Schuldenquoten haben diese nicht oder unzu-
reichend abgebaut. Die EU-Kommission ist ihrer 
Rolle als „Hüterin der Verträge“ nicht ausreichend 
nachgekommen und hat diese Entwicklungen mit 
zu viel Nachsicht begleitet. Gleichzeitig ist das euro-
päische Haushaltsregelwerk immer komplizierter 
geworden – das entsprechende Handbuch (Vade-
mecum) füllt inzwischen rund 200 Seiten. Leider hat 
die Bindungskraft der Regeln nicht zugenommen.  
 
Die Überarbeitung der Fiskalregeln steht passender-
weise auf der Agenda der EU-Kommission. Klar ist: 
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt muss einfacher 
und verbindlicher werden, damit die Stabilität der 
Staatsfinanzen nachhaltig gesichert werden kann. 
Dies gilt ganz besonders für die großen Mitglieds-
staaten. Deutlich stärkere Anstrengungen zum 
Schuldenabbau sind nach der Bewältigung der 
Coronakrise unverzichtbar. Soll das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger gestärkt werden, muss 
eine deutlich höhere Verbindlichkeit der Regeln in 
der Praxis sichergestellt werden. Daran wird sich die 
anstehende Überarbeitung des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts messen lassen müssen, Vorstellbar 
ist, die Regel- und Budgetüberwachung von einem 
unabhängigen Haushaltswächter durchzuführen. 



  
 
 

 

4 
 

4. Geldpolitik – schrittweiser Exit, 
sobald Aufschwung gefestigt 

 
Die Europäische Zentralbank (EZB) hat ihre ohnehin 
extreme Geldpolitik infolge der Coronapandemie 
weiter gelockert. Sie kauft zusätzlich 1.350 Milliar-
den Euro an Staatsanleihen und dämpft damit er-
heblich die Finanzierungskosten der Mitgliedsstaa-
ten. Dies kommt besonders den Ländern zugute, die 
schon vor der Pandemie hochverschuldet waren. 
Darüber hinaus vergibt sie neue langfristige Kredite 
an Banken und hat die Regeln für die Sicherheiten 
gelockert, die Banken für Kredite bei der EZB hinter-
legen müssen. 
 
Die erneute geldpolitische Lockerung ist vor dem 
Hintergrund der tiefen Rezession infolge der 
Coronakrise gerechtfertigt. Die zusätzlichen Anlei-
hekäufe sollten jedoch eingestellt werden, sobald 
sich die Konjunktur im Euroraum wieder sichtbar 
festigt. Perspektivisch sollte die EZB einen klaren 
Plan vorlegen, wie sie längerfristig die Bestände an 
Staatsanleihen in ihrer Bilanz wieder vermindert und 
wann sie ihre Minuszinspolitik beendet.  
 
Die von der EZB in Gang gesetzte Überarbeitung 
der EZB-Strategie ist 17 Jahre nach dem letzten 
Strategie-Review dringend erforderlich. Aus BVR-
Sicht sollte der Beitrag der Geldpolitik zur Sicherung 
der Finanzstabilität in der Strategie eine prominente 
Rolle erhalten. Ein stabiler Finanzsektor ist von her-
ausragender Bedeutung für ein nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum und auch eine wichtige Voraus-
setzung, um die umfassenden klimapolitisch not-
wendigen Investitionen zu stemmen. Eine explizite 
Berücksichtigung der Finanzstabilität soll durch Auf-
nahme dieses Ziels in die Säule 2 der geldpolitischen 
Strategie erfolgen, in der derzeit die monetäre Ent-
wicklung berücksichtigt wird. Dadurch hätte die EZB 
mehr Spielräume, eine temporäre Unterschreitung 
des Inflationsziels zu tolerieren, wenn dies zur Stabi-
lität des Finanzsektors beiträgt, der ohnehin eine 
zentrale Rolle im geldpolitischen Transmissionspro-
zess spielt. Überschreitungen des Inflationsziels 
sollte die Geldpolitik wie in der Vergangenheit ent-
schlossen entgegenwirken. Das in den USA einge-
führte Konzept des Average Inflation Targeting – 
bei der die Geldpolitik eine erhöhte Inflation tole-
riert, wenn zuvor das Inflationsziel über einen län-
geren Zeitraum unterschritten wurde –  sollte sich 
die EZB nicht zu eigen machen. Bei der Höhe des 
angestrebten Inflationsziels besteht kein grundle-
gender Überarbeitungsbedarf.  
 
 
 

5. Bankenunion – Vergemeinschaftung der  
Einlagensicherung unnötig und schädlich 

 
Der europäische Binnenmarkt ist eine zentrale Er-
rungenschaft der Europäischen Union und hat un-
seren Wohlstand erheblich gesteigert. Die europäi-
sche Bankenunion, die sich aus der einheitlichen 
Bankenaufsicht, dem einheitlichen Bankenabwick-
lungssystem und der harmonisierten Einlagensiche-
rung zusammensetzt, trägt zusammen mit der Ka-
pitalmarktunion dazu bei, den europäischen Finanz-
binnenmarkt zu stärken. Ein starker Finanzbinnen-
markt sorgt für ein breit gefächertes Angebot an 
Finanzdienstleistungen und ist eine wichtige Vo-
raussetzung, um die hohen Investitionsbedarfe im 
Rahmen der Klimapolitik decken zu können. Gleich-
zeitig erhöht er auch die Krisenfestigkeit des Finanz-
sektors und der Wirtschaft insgesamt.  
 
Innerhalb der weiteren Reformvorschläge muss 
man aber Nützliches von Schädlichem unterschei-
den. Im Rahmen der Bankenunion gibt es seit eini-
ger Zeit Bestrebungen, eine vollständig vergemein-
schaftete europäische Einlagensicherung (EDIS) ein-
zuführen. Unter den Befürwortern dieser Idee fin-
den sich hochrangige Vertreter der EU-Kommission, 
aber auch der EZB, des Single Resolution Boards 
(SRB) und des Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM). Der BVR hält die Vergemeinschaftung der 
Einlagensicherung auf absehbare Zeit für zu weitge-
hend. Denn mit der aktuell gültigen Einlagensiche-
rungsrichtlinie gibt es bereits eine bewährte Struk-
tur, die europaweit geltende Rahmenbedingungen, 
insbesondere den Schutz der Einlagen bis 100.000 
Euro in den Mitgliedsstaaten vorgibt. Inzwischen ha-
ben alle Mitgliedsstaaten funktionierende Einlagen-
sicherungssysteme und bauen die in der Richtlinie 
vorgesehenen Finanzmittel von 0,8 Prozent der ge-
deckten Einlagen auf. Insofern kann die Banken-
union schon heute als vollendet betrachtet werden.  
 
Schädlich wäre eine vollständige Vergemeinschaf-
tung der Einlagensicherung in Europa, wenn Mit-
gliedsstaaten mit schwächeren Bankensystemen re-
gelmäßig durch EDIS gestützt werden müssten und 
es so zu einer Transferunion unter Banken kommt. 
Diese Gefahr ist besonders groß, wenn wichtige 
Vorbedingungen nicht erfüllt sind, die zwingend ei-
ner politischen Diskussion der Vergemeinschaftung 
vorangehen müssen. Hierzu zählen ein nachhaltiger 
Risikoabbau in den Bankbilanzen durch einen weit-
gehenden Abbau der leistungsgestörten Kredite, 
die Vereinheitlichung des Insolvenzrechts und die ri-
sikoorientierte Eigenkapitalunterlegung von Staats-
anleihen, die politisch eine wesentliche Hürde dar-
stellt, aber essentiell ist. Die Corona-Pandemie hat 
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Länder mit hohen NPL-Quoten und Bankensysteme 
mit hohe Beständen an risikoreichen Staatsanleihen 
zurückgeworfen. Die Risiken einer Vergemeinschaf-
tung der Einlagensicherung mit Ansteckungseffek-
ten in andere Systeme hat erheblich zugenommen. 
Die Zeit für EDIS ist nicht gekommen. 
 
 

 
6. Kapitalmarktunion – Stärkung der Kapital-

märkte nicht zu Lasten der Bankfinanzie-
rung 

 
Eine tiefere Integration der europäischen Kapital-
märkte kann privaten und institutionellen Anlegern 
zusätzliche grenzüberschreitende Anlagemöglich-
keiten eröffnen. Doch für fast alle kleinen und mitt-
leren Unternehmen (KMU) wird auch in Zukunft 
aufgrund der hohen Kosten und Anforderungen 
bei der Kapitalmarktfinanzierung (wie z. B. Mindest-
volumina, Berichtspflichten und ggf. Rating) die 
Bankfinanzierung der wichtigste Finanzierungsweg 
bleiben. Daher sollte neben geplanten Erleichterun-
gen der Kapitalmarktfinanzierung die Bankenregu-
lierung dort überarbeitet werden, wo die Kreditver-
gabefähigkeit der Institute verringert wird, ohne 
dass dies zu Sicherung der Finanzstabilität erforder-
lich ist. Ein Beispiel ist der KMU-Unterstützungs-
faktor, dessen Beibehaltung wir ausdrücklich for-
dern. Im Rahmen der CRR II sind diese Erleichterun-
gen bei der KMU-Finanzierung noch ausgedehnt 
worden. Der europäische Gesetzgeber hat auf-
grund der Bedeutung der Mittelstandsfinanzierung 
in der EU mit dem CRR Quick-fix diese weitergehen-
den Erleichterungen sogar auf Juni 2020 vorgezo-
gen. Demgegenüber sieht das Baseler Rahmenwerk 
(Basel IV) zwar ein etwas geringeres Risikogewicht 
(85 %) für KMU Kredite vor; es bleibt dabei aber 
deutlich hinter den Erleichterungen in der CRR I und 
CRR II zurück. Eine ungerechtfertigte Verschärfung 
der Mittelstandsfinanzierung in der EU droht.  
 
 
 
 

7. Sustainable Finance – grüne Taxonomie 
sollte klar, schlank und einfach ausfallen 

 
Eine zentrale Rolle bei der Förderung der Finanzie-
rung nachhaltigen Wachstums ist die Klarstellung, 
welche wirtschaftlichen Tätigkeiten als nachhaltig 
zu betrachten sind. Dies soll die „grüne Taxono-
mie“ leisten, ein einheitliches Klassifikationssystem.  
 
Die im Juni 2020 beschlossene Taxonomie-Verord-
nung konzentriert sich im ersten Schritt auf die Fest-
legung der Kriterien für ökologisch nachhaltige 
wirtschaftliche Tätigkeiten. Nach der Einigung auf 
politischer Ebene folgen nun technische Detailarbei-
ten zur Konkretisierung der ökologischen Taxono-
mie. Diese sollen im Rahmen delegierter Rechtsakte 
für die ersten beiden Umweltziele bis Ende 2020 
und die weiteren vier Umweltziele bis Ende 2021 er-
folgen. Die jeweiligen delegierten Rechtsakte sollen 
voraussichtlich Ende 2021 bzw. Ende 2022 in Kraft 
treten. Darüber hinaus sieht die Taxonomie-Verord-
nung bis zum 1. Juni 2021 einen delegierten Rechts-
akt zur Konkretisierung zusätzlicher nichtfinanzieller 
Veröffentlichungspflichten für CSR-berichtspflichti-
ge große Finanzunternehmen, die über Art und 
Umfang ihrer ökologisch nachhaltigen Wirtschafts-
tätigkeiten informieren sollen, vor. 
 
Hilfreich wäre eine von der EU-Kommission zu er-
richtende zentrale Datenbank auf EU-Ebene, in die 
CSR-berichtspflichtige Unternehmen bestimmte 
ESG-Daten einstellen und die darüber hinaus allen 
anderen Unternehmen die Möglichkeit zur Eingabe 
von ESG-Daten auf freiwilliger Basis bietet. Kritischer 
Punkt in der Umsetzung der Taxonomie wird die 
Verfügbarkeit von ESG-Daten von Unternehmen 
sein. Viele kleine und mittlere Betriebe können ESG-
Daten nicht bereitstellen. 
 
Wir fordern, dass die administrativen Belastungen 
für die Unternehmen der Realwirtschaft, die letzt-
lich den Finanzinstituten die relevanten und extern 
geprüften Informationen über die Einhaltung der 
Nachhaltigkeitsanforderungen bereitstellen, ver-
tretbar bleiben. Generell sollte die Taxonomie klar, 
schlank und einfach in der Praxis anwendbar sein.

 
ANSPRECHPARTNER ZUM THEMA: 
Dr. Andreas Bley (a.bley@bvr.de; 030 2021 1500),  
Abteilungsleiter Volkswirtschaft/Mittelstandspolitik 
 

Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken  BVR  
Verbindungsstelle Parlament/ Europapolitik  
Schellingstraße 4, 10785 Berlin 
 
Kontakt: Thomas Stammen (verantwortlich), Mirian Fabian Breuer, Selina Glaap, Dr. Volker Heegemann und Julia Weishaupt 
Telefon: +49 30 2021 1605, Mail: politik@bvr.de, Internet: www.bvr.de 

mailto:a.bley@bvr.de
mailto:politik@bvr.de
http://www.bvr.de/
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Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR)  

 

Der BVR ist der Spitzenverband der genossen-
schaftlichen Kreditwirtschaft in Deutschland. Dazu 
zählen die 841 Volksbanken und Raiffeisenban-
ken, Sparda-Banken, PSD Banken, Kirchenbanken 
und weitere Sonderinstitute wie die Deutsche 
Apotheker- und Ärztebank. Präsidentin des BVR 
ist Frau Marija Kolak. Weitere Mitglieder des Vor-
standes sind Gerhard Hofmann und Dr. Andreas 
Martin. Der BVR vertritt bundesweit und interna-
tional die Interessen der Genossenschaftlichen Fi-
nanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken. In-
nerhalb der Gruppe koordiniert und entwickelt 
der BVR die gemeinsame Strategie der Volksban-
ken und Raiffeisenbanken. 

Er berät und unterstützt seine Mitglieder in recht-
lichen, steuerlichen und betriebswirtschaftlichen 
Fragen. Der BVR betreibt ferner zwei institutsbe-
zogene Sicherungssysteme. Dies ist zum einen die 
100-prozentige Tochtergesellschaft „BVR Insti-
tutssicherung GmbH“, welche das amtlich aner-
kannte Einlagensicherungssystem darstellt, und 
zum anderen die freiwillige „Sicherungseinrich-
tung des BVR“ – das älteste Bankensicherungssys-
tem Deutschlands. Der BVR ist aktiv in Berlin, Bonn 
und Brüssel. Informationen zum BVR und seinen 
Themen erhalten Sie über: politik@bvr.de oder 
unter +49 (0)30 2021 1605 oder auf der  
Website www.bvr.de. 
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